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SELBSTHILFE BREMEN

 


An alle

Mitglieder und Mitgliedsverbände

und Freunde der LAGS Bremen

Bremen, den 10.04.2015
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Mitglieder,
- 2 -

- 2 -

die diesjährige Mitgliederversammlung der LAG Selbsthilfe Bremen e.V. findet am:

Donnerstag, den 16. Juni 2016 18:00 Uhr Im Gehörlosenfreizeitheim in der Schwachhauser Heerstraße 266 statt.
Die offizielle Einladung mit Tagesordnung und dem Jahresbericht des Vorstandes geht Ihnen rechtzeitig mit gesonderter Einladung zu.

24. Bremer Protesttag am 3. Mai 2016
Der diesjährige Bremer Protesttag findet am 3. Mai 2016 statt.

12.00 Uhr: Start der Demonstration, Bremer Bahnhofsplatz (Übersee-Museum)

13.15 Uhr: Kundgebung auf dem Bremer Marktplatz.

Im Rahmen des Europäischen Protesttages veranstaltet der Arbeitskreis Bremer Protest in diesem Jahr einen Demonstrationszug durch die Bremer Innenstadt mit anschließender Kundgebung auf dem Bremer Marktplatz. Das zentrale Thema in diesem Jahr ist nach wie vor die Inklusion. Alle Menschen – behinderte und nicht-behinderte - haben die gleichen Rechte. Die Regierungen der Länder haben die Umsetzung dieser Rechte sicherzustellen. Die UN-Behindertenrechtskonvention stellt u.a. die Inklusion in den Vordergrund. Inklusion bedeutet, dass Menschen mit Behinderungen und Menschen ohne Behinderungen gemeinsam leben.
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im Rahmen des 24. Bremer Protesttages

gegen Diskriminierung behinderter Menschen

Einfach fiir Alle!

. Gemeinsam fiir
eine barrierefreje Stadt!

12.00 Uhr: Start der Demonstration,
Bahnhofsplatz (Ubersee-Museum)
13.15 Uhr:  Kundgebung auf dem Marktplatz

Die Kundgebung und die Demonstration werden in Gebérdensprache Gbersetzt.

Kontakt:
ARBEITSKREIS BREMER PROTEST

gegen Diskriminierung und fi Giichstellung behinderter Menschen @
R HB 38 777-14 (LAG Selbsthille Bremen)
info@lags-bremen.de wwwlags-bremen.de




Dazu müssen aber noch einige Barrieren –auch in den Köpfen – beseitigt werden. Dies ist eine der Aufgaben, die die Politiker haben. Wir demonstrieren am 3. Mai, damit die Politiker das nicht vergessen.
Medizinische Versorgung wird besser
GKV-Versorgungsstärkungsgesetz Im Juli 2015 ist das so genannte GKV-Versorgungs​stärkungsgesetz in Kraft getreten. Mit dem Gesetz soll die ambulante ärztliche Versor​gung flächendeckend verbessert werden. Für Menschen mit Behinderung ergeben sich dadurch verschiedene Vorteile. Medizinische Behandlungszentren für Erwachsene
Wichtigster Baustein für eine bessere medizinische Versorgung von Menschen mit geistiger oder mehrfacher Behinderung ist die Einrichtung von so genannten medizinischen Behandlungszentren, kurz MZEB, für die das Gesetz nun die rechtliche Grundlage schafft. Die Behandlungszentren sollen anknüpfen an die gute Arbeit der sozialpädiatrischen Zen​tren, in denen Kinder und Jugendliche multi​professionell und interdisziplinär behandelt werden. Jährlich werden bundesweit mehr als 250.000 Kinder und Jugendliche so ver​sorgt. Die Versorgung endet jedoch mit dem 18. Lebensjahr. In den neuen Zentren soll diese Versorgung für volljährige Menschen mit geistiger Behinderung oder schwerer Mehrfachbehinderung fortgesetzt werden können. Denn oftmals finden diese Patienten aufgrund der Art, Schwere oder Komplexität

ihrer Behinderung keine adäquate medizini​sche Versorgung durch Haus- und Fachärzte. In den Behandlungszentren sollen Teams aus Fachärzten, Psychologen, Logopäden, Sozialarbeitern, Pflegern oder Ver​haltenstherapeuten die Patienten multipro​fessionell versorgen. Diagnostik, Therapie und möglichst viele medizinische Leistungen sollen dabei an einer Stelle erbracht werden. In Bremen gibt es schon seit einigen Jahren Pläne, ein Behandlungszentrum für Erwach​sene mit geistiger Behinderung oder schwe​ren Mehrfachbehinderungen aufzubauen. Dank der neuen gesetzlichen Regelung kann nun die Umsetzung erfolgen, die allerdings noch einige Zeit in Anspruch nehmen wird. Prophylaktische zahnmedizinische Betreuung Pflegebedürftige Menschen, Menschen mit eingeschränkter Alltagskompetenz im Sinne des § 45a SGB XI sowie Menschen mit einer Behinderung, die Eingliederungshilfeleistun​gen nach dem SGB XII erhalten, haben damit einen Anspruch auf Leistungen zur Verhü​tung von Zahnerkrankungen. das bedeutet, die Krankenkasse übernimmt die Kosten für die Zahnreinigung zur Entfernung harter Zahnbeläge. Wie pflegt man die Zähne rich​tig? Und was muss man tun, um die Zähne möglichst lange gesund zu halten? Auch die Kosten für die Aufklärung zur Mundhygiene durch den Zahnarzt und die Erstellung eines Planes zur Zahn- oder Prothesenpflege übernehmen jetzt die Krankenkassen. Dabei soll besonders darauf geachtet werden, dass die Pflegeperson einbezogen wird.
Terminservicestellen
Bis zum 23. Januar 2016 sollen so genannte Terminservicestellen eingerichtet werden. So soll erreicht werden, dass Patienten möglichst schnell, spätestens innerhalb von vier Wochen einen Termin bei einem Facharzt erhalten. Ausgenommen sind Termine beim Kieferorthopäden oder für eine Psychotherapie. Die Patienten müssen eine Überweisung vom Hausarzt vorlegen. Für Terminwünsche bei Augenärzten oder Frau​enärzten wird keine Überweisung benötigt. Bei der Terminvermittlung haben Patienten allerdings keinen Anspruch, nur von einem bestimmten Arzt behandelt zu werden. Der gesetzliche Anspruch der freien Arztwahl besteht daneben weiter. Wer seinen Arzt frei wählen möchte, kann wie bisher einen Ter​min direkt beim Facharzt ausmachen.
Neue Urteile kurz gefasst
Blindengeld

Das Bundessozialgericht hat am 11.08.2015 eine Entscheidung des Bayerischen Landes​sozialgerichts aufgehoben, mit dem ein An​spruch auf Blindengeld für ein Kind mit schwerer cerebraler Schädigung abgelehnt wurde. Nach Auffassung des Bayerischen Landessozialgerichts setze der Anspruch voraus, dass die Beeinträchtigung des Seh​vermögens noch deutlich stärker ausgeprägt sei als die Beeinträchtigung sonstiger Sin​neswahrnehmungen (Hören, Tasten usw.). Dieser Ansicht hat das Bundessozialgericht widersprochen. Es gebe keinen sachlichen Grund dafür, dass zwar derjenige Blinden​geld erhalten solle, der „nur“ blind ist, nicht aber derjenige, bei dem zusätzlich zu der Blindheit noch ein Verlust oder eine schwere Schädigung sonstiger Sinnesorgane vorliege, bei dem aber nicht die Sehbehinderung die Betroffenheit der sonstigen Sinnesorgane überwiege.

Polikörperdiagnostik

Mit Urteil vom 12.09.2015 hat das Bundesso​zialgericht einen Anspruch auf so genannte Polikörperdiagnostik (PKD) gegenüber der gesetzlichen Krankenkasse verneint. Diese Methode solle lediglich die Aussortierung solcher befruchteter Eizellen im vorembryo​nalen Stadium ermöglichen, die eventuell zu Trägern der Krankheit werden können. Die PKD stelle damit keine Krankenbehandlung dar. Bei Fragen wenden Sie sich an unsere Rechtsberatung. Sie ist für Mitglieder der Lebenshilfe Bremen kostenlos.

Häusliche Krankenpflege in Einrichtungen der Behindertenhilfe
Bewohner von Einrichtungen der Behindertenhilfe sind im Falle von Krankheit nicht anderen Mitgliedern in der Gesetzlichen Krankenversicherung gleichge​stellt. Ein Anspruch auf Leistungen der Be​handlungspflege gegenüber der Kranken​kasse war für sie lange Zeit ganz ausge​schlossen. Das Bundessozialgericht hat in neueren Urteilen aus dem Jahr 2015 diesen Anspruch gestärkt. Handelt es sich um soge​nannte einfache Behandlungspflege wie z.B. unkomplizierte Verbandswechsel oder Arz​neimittelvergabe, können diese Maßnahmen von den Mitarbeitern der Wohneinrichtung übernommen werden. Dagegen haben die Krankenkassen Behandlungspflege zu finan​zieren, wenn es um schwierigere Pflegemaß​nahmen geht. Letztlich kommt es auf die Umstände des Einzelfalls an.
Leistungen der medizinischen Rehabilitation für Beschäftigte einer Werkstatt für behinderte Menschen
Beschäftigte einer Werkstatt für behinderte Menschen können Anspruch auf Leistungen einer medizinischen Rehabilitation („Kur“) haben. Auch wenn ihre Erwerbsfähigkeit für den allgemeinen Arbeitsmarkt durch eine solche Maßnahme nicht wiederhergestellt werden kann und daher kein Anspruch ge​genüber dem Rentenversicherungsträger besteht, kann im Einzelfall die Krankenkasse zur Leistung verpflichtet sein. Voraussetzung ist u.a., dass durch die Reha eine beste​hende Behinderung oder Pflegebedürftigkeit positiv beeinflusst werden kann. Beschäftigte in einer Werkstatt für behinderte Menschen können nach dem europäischen Recht Ar​beitnehmer sein Der Europäische Gerichtshof hat im März 2015 entschieden, dass eine Person, die in einem französischen Zentrum der Hilfe für Arbeit (CAT) beschäftigt ist, den Begriff des Arbeitnehmers im Sinne europa​rechtlicher Vorschriften erfüllen kann. In ei​nem „CAT“ ist der gleiche Personenkreis be​schäftigt wie in einer Werkstatt für behinderte Menschen in Deutschland. Als Arbeitnehmer sei jeder anzusehen, der eine tatsächliche und echte Tätigkeit ausübe. Dabei komme es darauf an, ob die Leistung als auf dem Be​schäftigungsmarkt üblich angesehen werden könne. Eine Besprechung des Urteils durch Sabine Wendt finden Sie unter www.reha-recht.de, Forum B). Sie weist darauf hin, dass bisher nur wenige Werkstätten von der Möglichkeit Gebrauch machen, behinderte Werkstattbeschäftigte als Arbeitnehmer zu beschäftigen, obwohl die Bundesarbeitsge​meinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger dies ausdrücklich empfohlen hat.
Quelle: IN PUNCTO 3/2015 und 1/2016 Text: Doris Galda, Rechtsanwältin und Fachanwältin für Sozialrecht
Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e. V.

Waller Heerstr. 55, 28217 Bremen, v.i.S.d.P.: Elena Jahn
Tel. (0421) 387 77-14, Fax. (0421) 387 77 99, Email: info@lags-bremen.de
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